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Aus der Sitzung des Gemeinderats vom 14.05.2025 

 

Antrag der Windpark Altdorfer Wald GmbH auf Erteilung eines Vorbescheids 

nach § 9 Abs. 1a BImSchG zur Feststellung der planungsrechtlichen 

Zulässigkeit von 11 Windenergieanlagen im Altdorfer Wald – Stellungnahme im 

Rahmen der Anhörung des Landratsamtes hinsichtlich der Ersetzung des 

fehlenden Einvernehmens 

Die Windpark Altdorfer Wald GmbH hat die Erteilung eines Standortvorbescheids 

nach § 9 Abs. 1a Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für 11 

Windenergieanlagen im Bereich des Altdorfer Waldes beantragt. Die Gemeinde 

konnte zu den vorliegenden Unterlagen Stellung nehmen. Hierbei handelt es sich 

insbesondere um die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 

Baugesetzbuch (BauGB). Der Gemeinderat befasste sich hiermit in der Sitzung am 

19.02.2025 und beschloss, das gemeindliche Einvernehmen zu versagen. Das 

Landratsamt Ravensburg hat nun der Gemeinde mitgeteilt, dass es beabsichtigt, das 

gemeindliche Einvernehmen zu ersetzen. Bevor dies erfolgt wird die Gemeinde vom 

Landratsamt hierzu angehört und kann im Rahmen dieser Anhörung nochmals über 

das gemeindliche Einvernehmen entscheiden und zum vorliegenden Antrag Stellung 

nehmen. Mit dieser nochmaligen Stellungnahme im Rahmen dieser Anhörung 

befasste sich der Gemeinderat in der Sitzung am 14.05.2025. Hierzu war der von der 

Gemeinde zur Beratung und Begleitung der Verfahren hinzugezogene Rechtsanwalt 

Dr. Faller online zugeschaltet. Er erläuterte, dass die Bedenken bzgl. des Verfahrens 

und inhaltlicher Art nur teilweise ausgeräumt seien. Deshalb schlug er vor, das 

gemeindliche Einvernehmen weiterhin zu versagen. Der Gemeinderat schloss sich 

bei 3 Gegenstimmen dieser Empfehlung an und versagte das gemeindliche 

Einvernehmen.  

Bebauungsplan „Gelände alte Fabrik an der Bergstraße“ und die örtlichen 

Bauvorschriften hierzu 

Für die künftige Nutzung und Bebauung des Geländes Bergstraße 17-23 soll ein 

Bebauungsplan aufgestellt werden. Der Gemeinderat hat hierzu die Aufstellung des 

Bebauungsplanes „Gelände alte Fabrik an der Bergstraße“ beschlossen. Der 

Gemeinderat hat sich zuletzt in seinen Sitzungen vom 21.02.2024 und 08.05.2024 

mit der künftigen Nutzung und Bebauung dieses Geländes sowie der 

Bebauungsplanung befasst und verschiedene Eckpunkte festgelegt. Die 

Bebauungsplanung soll nun fortgeführt werden. In der Sitzung berichteten Herr 

McLaren und Herr Giertz vom Planungsbüro Sieber über den Sachstand und die 

geplanten Festsetzungen und Regelungen des Bebauungsplanes. Vorgesehen ist 

nach derzeitigem Stand überwiegend ein Allgemeines Wohngebiet, auch eine 

mögliche Kindergartenfläche ist im Plan enthalten. Die Geschoßigkeit ist von 2-4 

Geschoßen, je nach Lage der Gebäude. Die Stellplatzzahl ist mit 1,5 pro 

Wohneinheit angedacht, sofern ein entsprechender Wohnungsmix mit 

unterschiedlich großen Wohnungen erfolgt. Vorgesehen sind hierzu einige 

Tiefgaragenstellplätze. Weitere Themen waren die Dachformen und Dachgestaltung 

sowie die Entwässerungsplanung. Die Verbindung zum Hochgratweg ist im aktuellen 

Entwurf als Fuß- und Radwegverbindung vorgesehen, mit der Option, bei Bedarf 
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auch eine Straßenverbindung herstellen zu können. In die Planungen sind auch 

Grundstücke der Gemeinde miteinbezogen. Der Gemeinderat nahm den 

Arbeitsstand des Bebauungsplanverfahrens zur Kenntnis und beauftragte die 

Verwaltung, in Zusammenarbeit mit dem Planungsbüro auf der Basis der Beratung 

die Bebauungsplanung und die damit verbundenen Grundstücksfragen weiter 

vorzubereiten. Nach der Ausarbeitung des Planentwurfs wird dieser nochmals im 

Gemeinderat vorgestellt. Danach erfolgt zum Bebauungspanverfahren auch eine 

Bürgerbeteiligung in Form einer Auslegung. 

 

Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung im vereinfachten Verfahren 

Bauort: Flurstücke Nr. 768/8 und 762/5, Bergstr. 17 

Bauvorhaben: Umnutzung des Bürogebäudes in ein Mehrfamilienhaus mit 21 

Wohnungen, Anbau von Balkonen und Neubau von Carports 

Für die Umnutzung des bestehenden Bürogebäudes zu einem Mehrfamilienhaus mit 

Anbau von Balkonen und Neubau von Carports, Grundstück Bergstr. 17, wurde der 

Bauantrag eingereicht. Im Hinblick auf das laufende Bebauungsplanverfahren hatte 

der Gemeinderat in einer vorausgegangenen Sitzung beschlossen, dass die 

Beratung über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 

Baugesetzbuch (BauGB) im Gemeinderat erfolgen soll. Hiermit befasste sich der 

Gemeinderat in der Sitzung am 14.05.2025. 

Die vorliegende Planung zum Bauantrag sieht vor: 21 Wohnungen als 2-4 

Zimmerwohnungen, Erschließung über einen Laubengang, Aufzugsanlage, im Osten 

des Grundstücks Carports. Die Anzahl der Geschosse bleibt wie der Bestand. 

Der Gemeinderat hatte in seiner Sitzung vom 08.05.2024 die Stellplatzzahl auf 1,5 

pro Wohnung festgelegt, sofern ein entsprechender Wohnungsmix erfolgt. Nach der 

Landesbauordnung ist es im Grundsatz möglich, Stellplätze in einem gewissen 

Umfang abzulösen und durch Fahrradstellplätze zu ersetzen. Dies ist in der 

vorliegenden Planung so vorgesehen. Vorgesehen ist, 8 Stellplätze durch die 

Schaffung von zusätzlichen 32 Fahrradstellplätzen zu ersetzen. Im Gemeinderat 

wurden hierzu große Bedenken geäußert, dass dies dann zu Problemen im 

Gesamtgebiet führen könnte, wenn nicht ausreichend Pkw-Stellplätze vorhanden 

sind. Unklar war, ob von dieser Möglichkeit auch bei weiteren Bauvorhaben im 

Gebiet Gebrauch gemacht werde soll, ob und an welcher Stelle anstatt der 

Fahrradstellplätze Pkw-Stellplätze ausgewiesen werden könnten und ob bzw. wie 

dies im Bebauungsplan geregelt werden kann. Da das gemeindliche Einvernehmen 

als erteilt gilt, wenn es nicht innerhalb einer bestimmten Frist versagt wird, beschloss 

der Gemeinderat einstimmig, aufgrund der offenen Fragen zum Stellplatznachweis 

und der Stellplatzthematik das Einvernehmen zum Bauantrag in der vorliegenden 

Form zu versagen. Die Verwaltung wurde beauftragt, die Angelegenheit mit dem 

Vorhabenträger zu besprechen und die offenen Fragen zu klären, um dann nochmals 

im Gemeinderat über den Bauantrag beraten zu können.  

 

Errichtung einer überdachten Fahrradabstellanlage an der Allgäutorhalle, 

Mozartstr. 31, Flurstück Nr. 586/14 
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An der Allgäutorhalle soll aufgrund der vielfältigen Nutzungen in diesem Bereich eine 

überdachte Fahrradabstellanlage für die Allgemeinheit errichtet werden. Hierfür ist 

ein Bauantrag notwendig. In der Gemeinderatssitzung wurde die Planung hierfür 

vorgestellt. Sie sieht eine Fahrradabstellanlage mit 11 Bügeln für insgesamt 22 

Fahrräder vor. Das Dach soll mit einer PV-Anlage ausgestattet werden. Der durch die 

PV-Module gewonnene Strom soll den Nutzern zum Laden von E-Bikes zur 

Verfügung gestellt werden. Der überschüssige Strom würde ins Netz eingespeist. Die 

Ausführung soll optisch zur Allgäutorhalle passen und ist als Stahlkonstruktion in 

Anthrazit mit einem dreiseitigen Windschutz geplant. Für solche Anlagen ist eine 

Förderung möglich. Diese beträgt bis zu 75 % der förderfähigen Kosten. Die 

Gesamtkosten (incl. PV, Lademöglichkeit usw.) werden auf ca. 80.000 € geschätzt.  

Der Gemeinderat stimmte bei einer Gegenstimme der Beschaffung und Einrichtung 

der Fahrradabstellanlage zu. Auf der Basis der vorgestellten Planung wird ein 

Bauantrag eingereicht. Zu diesem wurde das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 

Baugesetzbuch (BauGB) erteilt. Die Verwaltung wurde beauftragt, Fördermittel zu 

beantragen und ermächtigt, die Maßnahme im Rahmen der Haushaltsmittel 

umzusetzen. 

Ergänzend wurde im Rahmen der Beratung angeregt zu prüfen, ob eine Paketstation 

mit vorgesehen werden könnte.  

 

Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Jahr 2025 mit Finanzplanung 

Der Gemeinderat befasste sich mit der Aufstellung und Verabschiedung der 

Haushaltssatzung und des Haushaltsplans 2025 mit Finanzplanung sowie den 

weiteren Bestandteilen zur Haushaltsplanung. Kämmerer Niklas Schmeinck 

erläuterte das Zahlenwerk. Der Haushalt 2025 hat die Besonderheit, dass er 

insbesondere aufgrund der langen Zeit ohne Kämmerer unter besonderen 

Umständen aufgestellt wurde und deshalb bereits nahezu das halbe Jahr vorüber ist. 

Herr Schmeinck informierte über die Entwicklung der Steuereinnahmen (Kommunale 

Steuern, Anteile an der Einkommens- und der Umsatzsteuer, 

Schlüsselzuweisungen), die in Summe etwa gleich eingeplant sind (9,171 Mio. €). 

Die Kreisumlage steigt spürbar, da der Hebesatz der Kreisumlage erhöht wurde. 

Hierüber hatte der Kämmerer des Landkreises in einer vorausgegangenen 

Gemeinderatssitzung ausführlich informiert. Herr Schmeinck stellte die wesentlichen 

Inhalte der Haushaltsplanung vor und fasste zusammen, dass die Haushaltslage 

angespannt ist. Trotz eines Fehlbetrags im laufenden Betrieb kann dies 2025 

aufgrund von Sondereffekten (Bauplatzverkäufe) noch ausgeglichen werden. Es 

stehen zudem in den kommenden Jahren hohe Investitionen an. Dies führe dazu, 

dass zum einen Kreditaufnahmen voraussichtlich ab 2027 notwendig werden 

(geplant sind hier 4,5 Mio. €) und zum anderen Ausgaben geprüft und Einnahmen 

(Beiträge und Gebühren) angepasst werden müssen. Der Gemeinderat war sich 

einig, dass der Haushalt 2025 verabschiedet werden soll und die Planungen für 2026 

ff. verstärkt im Rahmen der künftigen Haushaltsplanberatungen durchgesprochen 

werden. Einstimmig wurde der Haushaltssatzung und dem Haushaltsplan 

zugestimmt und als Satzung beschlossen. 

 


